
25. Wehr- und Ersatzdienstrecht (BRD) 

25.1.1 Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst (Bundesfreiwilligendienstgesetz – 

BFDG) 

Vom 28.04.2011 (BGBl I 2011, 687) 

§ 15 Beirat für den Bundesfreiwilligendienst 

(…) 

(2) Dem Beirat gehören an:  

(…) 

3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der evangelischen Kirche und der katholischen Kirche, 

(…) 

 

 

25.1.2 Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer 

(Zivildienstgesetz - ZDG) 

Vom 13.01.1960 (BGBl. I S. 10) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2005 

(BGBl. I S. 1346), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2013 (BGBl. I S. 1084) 

Erster Abschnitt   Aufgaben und Organisation des Zivildienstes 

§ 2a   Beirat für den Zivildienst 

(1) Bei dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird ein Beirat für den  

Zivildienst gebildet. Der Beirat hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

in Fragen des Zivildienstes einschließlich der Frage, welche Aufgaben den Zivildienstpflichtigen 

(Dienstpflichtigen) außerhalb des sozialen Bereichs zugewiesen werden sollen, zu beraten. 

(2) Der Beirat besteht aus 

(...) 

3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der evangelischen und der katholischen Kirche, 

(...) 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beruft die Mitglieder des 

Beirates in der Regel für die Dauer von vier Jahren. Die in Absatz 2 genannten Stellen sollen hierzu 

Vorschläge machen. (...) Für jedes Mitglied wird ein persönlicher Stellvertreter berufen. 

Zweiter Abschnitt   Tauglichkeit; Zivildienstausnahmen 

§ 10   Befreiung vom Zivildienst 

(1) Vom Zivildienst sind befreit 



1. ordinierte Geistliche evangelischen Bekenntnisses, 

2. Geistliche römisch-katholischen Bekenntnisse, die die Diakonatsweihe empfangen haben, 

3. hauptamtlich tätige Geistliche anderer Bekenntnisse, deren Amt dem eines ordinierten 

Geistlichen evangelischen oder eines Geistlichen römisch-katholischen Bekenntnisses, der die 

Diakonatsweihe empfangen hat, entspricht, 

(...) 

§ 11   Zurückstellung vom Zivildienst 

(...) 

(2) Vom Zivildienst werden anerkannte Kriegsdienstverweigerer, die sich auf das geistliche Amt 

vorbereiten, auf Antrag zurückgestellt. 

§ 12   Befreiungs- und Zurückstellungsanträge 

(1) Anträge nach § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 2, 4 und 6 dieses Gesetzes, die nicht gemäß § 20 des 

Wehrpflichtgesetzes frühestens nach Mitteilung der Erfassung durch die Erfassungsbehörde (§ 15 Abs. 

1 Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes) und spätestens bis zum Abschluss der Musterung schriftlich, 

elektronisch oder zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt zu stellen waren, sind schriftlich, 

elektronisch oder zur Niederschrift des Bundesamtes zu stellen.  

(2) (...) Bei Anträgen nach § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 4 sind Beweisurkunden, die der Antragsteller 

besitzt oder ohne unverhältnismäßigen Aufwand beschaffen kann, beizufügen. Bei Anträgen nach § 11 

Abs. 2 sind beizubringen 

1. der Nachweis eines ordentlichen theologischen Studiums oder einer ordentlichen 

theologischen Ausbildung und 

2. eine Erklärung des zuständigen Landeskirchenamtes, der bischöflichen Behörde, des  

Ordensoberen oder der entsprechenden Oberbehörde einer anderen Religionsgemeinschaft, dass sich 

der anerkannte Kriegsdienstverweigerer auf das geistliche Amt vorbereitet. 

§ 16   Unabkömmlichstellung 

(1) Zum Ausgleich des öffentlichen Interesses an der Heranziehung zum Zivildienst und desjenigen an 

der Deckung des personellen Kräftebedarfs für Aufgaben außerhalb des Zivildienstes kann ein 

Dienstpflichtiger im Spannungs- und Verteidigungsfall, wenn das letztgenannte öffentliche Interesse 

überwiegt, für den Zivildienst unabkömmlich gestellt werden, solange er für die von ihm außerhalb 

des Zivildienstes ausgeübte Tätigkeit nicht entbehrt werden kann. 

(2) Über die Unabkömmlichstellung wird auf Vorschlag der zuständigen Verwaltungsbehörde 

entschieden. Das Vorschlagsrecht steht auch den Kirchen und Religionsgemeinschaften, soweit sie 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, für ihre Bediensteten zu. (...) 

(...) 

Vierter Abschnitt   Rechtsstellung der Dienstpflichtigen 

§ 38   Seelsorge 



Der Dienstleistende hat einen Anspruch auf ungestörte Religionsausübung. Die Teilnahme am 

Gottesdienst ist freiwillig. 

 

 

25.1.3 Gesetz über die Gleichbehandlung der Soldatinnen und Soldaten 

(Soldatinnen- und Soldaten-Gleichbehandlungsgesetz – SoldGG) 

Vom 14.08.2006 (BGBl I 2006, 1897, 1904), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2008 

(BGBl I 2008, 1629) 

Abschnitt 1 Allgemeiner Teil 

§ 1 Ziel des Gesetzes 

(1) Ziel des Gesetzes ist es, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse, der ethnischen Herkunft, der 

Religion, der Weltanschauung oder der sexuellen Identität für den Dienst als Soldatin oder Soldat zu 

verhindern oder zu beseitigen. 

(…) 

 

25.1.4 Gesetz über die Militärseelsorge
170

 

Vom 26.07.1957 (BGBl. II S. 701) 

Artikel 1 [Zustimmung] 

(1) Dem in Bonn am 22. Februar 1957 unterzeichneten Vertrag der Bundesrepublik Deutschland mit 

der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge wird 

zugestimmt.  

(...) 

Artikel 2 [Anwendung] 

Auf die katholischen Militärgeistlichen sind die beamtenrechtlichen Bestimmungen des im Artikel 1 

genannten Vertrages sinngemäß anzuwenden. 

(...) 
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 Die evangelischen Kirchen in den neuen Bundesländern haben den Militärseelsorgevertrag von 1957 nicht 

übernommen. Die Seelsorge wird in den neuen Bundesländern auf Grundlage einer bis 2003 befristeten 

Rahmenvereinbarung zwischen Kirche und Bundesministerium für Verteidigung durchgeführt. Die für den 

Bereich der Militärseelsorge abgeschlossenen Staatskirchenverträge befinden sich im Dritten Teil unter Punkt 

2.1. 



25.1.5 Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz - SG) 

Vom 19.03.1956 (BGBl. I S. 114), in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 

(BGBl. I S. 1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1514) 

Erster Abschnitt   Gemeinsame Vorschriften 

§ 36   Seelsorge 

Der Soldat hat einen Anspruch auf Seelsorge und ungestörte Religionsausübung. Die Teilnahme am 

Gottesdienst ist freiwillig. 

 

 

25.1.6 Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr 

und ihre Hinterbliebenen (Soldatenversorgungsgesetz - SVG) 

Vom 16.09.2009 (BGBl I 2009, 3054), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I 

S, 1514) 

Zweiter Teil Berufsförderung und Dienstzeitversorgung 

Abschnitt I Berufsförderung und Dienstzeitversorgung der Soldaten auf Zeit, 

Berufsförderung der Grundwehrdienst nach § 5 oder freiwilligen Wehrdienst nach 

Abschnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes Leistenden 

5. Eingliederung in das spätere Berufsleben 

d) Stellenvorbehalt 

§ 10 [Stellenvorbehalt] 

(1) Den Inhabern eines Eingliederungsscheins oder Zulassungsscheins sind vorzubehalten  

1. bei Einstellungen in den Vorbereitungsdienst bei den Einstellungsbehörden des Bundes, der Länder, 

der Gemeinden (Gemeindeverbände) mit mehr als 10 000 Einwohnern sowie anderer Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit jeweils mehr als 20 planmäßigen Beamtenstellen 

oder entsprechenden durch Angestellte zu besetzenden Stellen mit Ausnahme der öffentlich-

rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Verbände jede sechste Stelle bei der Einstellung für den 

einfachen und mittleren Dienst und jede neunte Stelle bei der Einstellung für den gehobenen Dienst, 

2. von den durch Angestellte zu besetzenden freien, frei werdenden und neu geschaffenen Stellen des 

Bundes, der Länder, der Gemeinden (Gemeindeverbände) mit mehr als 10 000 Einwohnern sowie 

anderer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit jeweils mehr als 20 

planmäßigen Beamtenstellen oder entsprechenden durch Angestellte zu besetzenden Stellen mit 

Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Verbände jeweils jede zehnte 

Stelle innerhalb der Vergütungsgruppen IX bis X oder Kr. I, Vc bis VIII oder Kr. II bis Kr. VI und III 

bis Va/b oder Kr. VII bis Kr. X des Bundes-Angestelltentarifvertrages oder der entsprechenden 

Vergütungsgruppen anderer Tarifverträge, wenn diese Stellen nicht einem vorübergehenden Bedarf 

dienen. 



Soweit eine Einstellung nicht unmittelbar in ein Beamtenverhältnis oder ein Angestelltenverhältnis im 

Sinne des Satzes 1 vorgesehen, sondern zunächst ein vorgeschaltetes Ausbildungsverhältnis zu 

durchlaufen ist, sind an Stelle der nach Satz 1 vorzubehaltenden Stellen in entsprechender Anzahl 

Stellen bei Einstellungen in die vorgeschalteten Ausbildungsverhältnisse vorzubehalten. Wird die 

Ausbildung für eine Beamtenlaufbahn ausschließlich in einem anderen Ausbildungsverhältnis als dem 

eines Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst durchgeführt, gilt bei Einstellungen in dieses 

Ausbildungsverhältnis Satz 1 Nummer 1 entsprechend.  

(…) 

Abschnitt IV Gemeinsame Vorschriften für Soldaten und ihre Hinterbliebenen 

9. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und 

Erwerbsersatzeinkommen 

§ 53 [Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen] 

(…) 

(6) Nach Ablauf des Monats, in dem der Versorgungsberechtigte die für Bundesbeamte geltende 

Regelaltersgrenze nach § 51 Absatz 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes erreicht, gelten die Absätze 1 

bis 5 nur für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst 

(Verwendungseinkommen). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des deutschen öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die 

Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden. Der 

Verwendung im öffentlichen Dienst steht gleich die Verwendung im öffentlichen Dienst einer 

zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körperschaft oder ein Verband im 

Sinne des Satzes 2 durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. 

Ob die Voraussetzungen zutreffen, entscheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder des 

Versorgungsberechtigten das Bundesministerium der Verteidigung im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium des Innern.  

(…) 

Abschnitt VII Anrechnung sonstiger Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

§ 66 [Dienstzeiten bei Religionsgesellschaften, Parteien, kommunalen Spitzenverbänden] 

Die Zeit, während der ein Berufssoldat nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor seinem Eintritt in 

die Bundeswehr  

1. hauptberuflich im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften oder ihrer Verbände (Artikel 

140 des Grundgesetzes) oder im öffentlichen oder nichtöffentlichen Schuldienst oder 

(…) 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. 

 

 



25.1.7 Gesetz über die Verweigerung des Kriegsdienstes mit der Waffe aus 

Gewissensgründen (Kriegsdienstverweigerungsgesetz – KDVG) 

Vom 09.08.2003 (BGBl. I 1593), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.04.2011 (BGBl. I S. 

687) 

§ 8   Vertretung bei der Anhörung  

Zur unentgeltlichen Vertretung der Antragstellerin oder des Antragstellers bei einer Anhörung sind 

auch die von den Kirchen und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften öffentlichen Rechts sind, 

beauftragten Personen zugelassen. 

 

 

25.1.8 Wehrpflichtgesetz 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 15.08.2011 (BGBl. I S. 1730), zuletzt geändert Ge-

setz vom 03.05.2013 (BGBl. I S. 1084) 

Abschnitt 1   Wehrpflicht 

Unterabschnitt 3   Wehrdienstausnahmen 

§ 11   Befreiung vom Wehrdienst 

(1) Vom Wehrdienst sind befreit 

1. ordinierte Geistliche evangelischen Bekenntnisses, 

2. Geistliche römisch-katholischen Bekenntnisses, die die Diakonatsweihe empfangen haben, 

3. hauptamtliche tätige Geistliche anderer Bekenntnisse, deren Amt dem eines ordinierten 

Geistlichen evangelischen oder eines Geistlichen römisch-katholischen Bekenntnisses, der die 

Diakonatsweihe empfangen hat, entspricht, 

(...) 

§ 12   Zurückstellung vom Wehrdienst 

(...) 

(2) Vom Wehrdienst werden Wehrpflichtige, die sich auf das geistliche Amt (§ 11) vorbereiten, auf 

Antrag zurückgestellt. Hierzu sind beizubringen: 

1. der Nachweis eines ordentlichen theologischen Studiums oder einer ordentlichen 

theologischen Ausbildung und 

2. eine Erklärung des zuständigen Landeskirchenamtes, der bischöflichen Behörde, des 

Ordensoberen oder der entsprechenden Oberbehörde einer anderen Religionsgemeinschaft, dass sich 

der Wehrpflichtige auf das geistliche Amt vorbereitet. (...) 

§ 13   Unabkömmlichstellung 



(1) Zum Ausgleich des personellen Kräftebedarfs für die Aufgaben der Bundeswehr und andere 

Aufgaben kann ein Wehrpflichtiger im Spannungs- und Verteidigungsfall im öffentlichen Interesse für 

den Wehrdienst unabkömmlich gestellt werden, wenn und solange er für die von ihm ausgeübte 

Tätigkeit nicht entbehrt werden kann.  

(2) Über die Unabkömmlichstellung entscheidet die Wehrersatzbehörde auf Vorschlag der zuständigen 

Verwaltungsbehörde. Das Vorschlagsrecht steht auch den Kirchen und Religionsgemeinschaften, 

soweit sie Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, für ihre Bediensteten zu. (...) 

(...) 

 


